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VORWORT

Liebe Leserin, lieber Leser,

etwa 60.000 Paare geben sich jedes Jahr in Bayern das Jawort. Eine 
Eheschließung bringt auch einige rechtliche Veränderungen mit sich.

Mit dieser Broschüre möchten wir Ihnen eine verlässliche erste 
Orientierung zu wichtigen Fragen rund um Ehe, Ehevertrag und andere 
wichtige familienrechtliche Regelungen bieten. Sie finden hier Infor-
mationen zu den vermögensrechtlichen Folgen der Eheschließung, zu 
Unterhalts- und Vertretungsfragen, aber auch zu Regelungen für den 
Fall einer Trennung oder Scheidung. Ebenso gehen wir auf besondere 
Konstellationen wie Ehen mit Auslandsbezug und gleichgeschlecht-
liche Paare ein.
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Eine gute rechtliche Grundlage schafft Sicherheit – für beide Partner. 
Unsere Broschüre ersetzt keine individuelle Rechtsberatung. Sie kann 
Ihnen aber helfen, die richtigen Fragen zu stellen und Hinweise geben, 
ob Bedarf für eine anwaltliche oder notarielle Beratung besteht.

Ich wünsche Ihnen eine aufschlussreiche Lektüre und alles Gute für 
Ihre gemeinsame Zukunft.

Georg Eisenreich, MdL
Bayerischer Staatsminister der Justiz
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1. DIE EHE

Eine Eheschließung hat weitreichende Folgen, vor allem in vermögens-
rechtlicher Hinsicht.

1.1. 	 Vermögensrechtliche Folgen der Ehe

Solange ein Ehepaar keine abweichende Vereinbarung durch 
einen Ehevertrag trifft, lebt es im gesetzlichen Güterstand 
der Zugewinngemeinschaft.

Das bedeutet vereinfacht: Gütertrennung während der Ehe und 
Ausgleich des Zugewinns nach Beendigung des Güterstandes. Das 
heißt, jeder Ehepartner haftet nur für die eigenen Schulden und 
bleibt  alleiniger Eigentümer seines eingebrachten oder während der 
Ehe  erworbenen Vermögens. Das gilt auch für das Arbeitseinkommen. 
Für Schulden, die ein Ehepartner vor oder während der Ehe macht, 
muss der andere nicht einstehen.

Eine Mithaftung entsteht nur, wenn beide gemeinsam 
 Verbindlichkeiten eingehen – etwa durch die gemeinsame 
 Unterzeichnung eines  Darlehensvertrags.

Die Ehepartner können aber auch ein gemeinsames Konto führen und 
Anschaffungen gemeinsam tätigen. Dann werden sie gemeinsame 
 Mitinhaber bzw. Miteigentümer. Entsprechendes gilt für die „Geschäfte 
zur Deckung des Lebensbedarfs“ (Seite 12).
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Erst im Fall der Scheidung, des Todes eines Ehegatten oder durch den 
Abschluss eines Ehevertrags, der einen anderen als den gesetzlichen 
Güterstand festlegt, wird das in der Ehe hinzugewonnene  Vermögen 
 untereinander durch Zahlung eines Geldbetrages ausgeglichen 
 (Näheres dazu unter „Zugewinnausgleich“ auf Seite 18).

Neben der Zugewinngemeinschaft als gesetzlichem Güterstand gibt 
es noch zwei weitere Güterstände, die aber nur gelten, wenn sie in 
einem notariellen Ehevertrag vereinbart werden. Das ist zum einen die 
Gütertrennung und zum anderen die – heute seltene – Gütergemeinschaft.

Bei der Gütertrennung bleibt (wie bei der Zugewinngemeinschaft) das 
ursprüngliche Vermögen getrennt und es gibt keine Mithaftung für fremde 
Schulden; darüber hinaus bleibt aber bei Scheidung oder Tod auch das 
hinzugewonnene Vermögen getrennt, es wird also nichts ausgeglichen.

Das Gegenstück dazu ist die Gütergemeinschaft: Hier wird der Großteil 
des Vermögens – egal ob eingebracht oder während der Ehe 
erworben – zu gemeinsamem Vermögen und man steht auch für die 
Schulden des anderen ein.

Neben diesen Güterständen gibt es auch noch die Möglichkeit, den 
gesetzlichen Güterstand zu wählen, ihn aber zu verändern   
(sog. modifizierte Zugewinngemeinschaft).
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Welcher Güterstand am besten zu Ihnen passt, hängt von Ihrer persön-
lichen Situation und Ihren Wünschen ab. Wichtige Fragen dabei sind:

 › Gibt es auf einer Seite besondere Vermögenswerte?
 › Soll ein Haus oder ein Betrieb von Eltern oder Schwiegereltern 

übertragen werden (z. B. als vorweggenommene Erbfolge)?
 › Ist einer der Eheleute besonderen Haftungsrisiken ausgesetzt, 

etwa als Kauffrau oder Kaufmann oder als Gesellschafter einer 
Personengesellschaft?

 › Wie soll die Absicherung, der Unterhalt und die Versorgung im Fall 
der Scheidung geregelt sein?

 › Gibt es besondere erbrechtliche Vorstellungen?

Ob das gesetzliche Eherecht für Sie passt oder ein individu-
ell gestalteter Ehevertrag sinnvoll ist, kann am besten eine 
juristische Fachperson beurteilen. Hierfür sollten Sie eine 
notarielle oder anwaltliche Beratung in Anspruch nehmen.

1.2.	 Der Ehename

Die meisten Ehepaare führen einen gemeinsamen Familiennamen als 
Ehenamen. Das Namensrecht wurde dabei zum 1. Mai 2025 moderni-
siert. Als Ehename kann der Geburtsname, der derzeit geführte Fami-
lienname eines Ehegatten oder ein aus den Namen beider Ehegatten 
gebildeter Doppelname bestimmt werden. Auch ein Doppelname ohne 
Bindestrich ist möglich.
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Solange die Eheleute keinen gemeinsamen Familiennamen 
bestimmen, behalten sie ihre bislang geführten Namen.

Beide Ehepartner und auch etwaige künftige gemeinsame Kinder 
führen dann diesen Ehenamen als Familien- bzw. Geburtsnamen. Dabei 
kann jeder Ehegatte den Ehenamen auch in einer seinem Geschlecht 
angepassten Form führen, wenn die Form der sorbischen Tradition 
entspricht und der Ehegatte dem sorbischen Volk angehört oder die 
Anpassung in der Rechtsordnung eines anderen Staates vorgesehen ist 
und entweder der Herkunft des Ehegatten entspricht oder der Name 
traditionell aus dem dortigen Sprachraum stammt.

Entscheiden sich die Ehegatten dafür, keinen Doppelnamen zu führen, 
kann der Ehepartner, dessen Name nicht als Ehename gewählt wurde, 
dem Ehenamen seinen jetzigen Namen (Begleitname) voranstellen oder 
anfügen. „Dreifach-Namen“ dürfen auf diese Weise nicht entstehen.

Falls die Ehegatten keinen gemeinsamen Ehenamen bestimmen, 
behält jeder Ehepartner den zur Zeit der Eheschließung geführten 
Namen. Die Bestimmung des Ehenamens kann jedoch zu einem spä-
teren Zeitpunkt jederzeit nachgeholt werden. Die Erklärungen müssen 
öffentlich beglaubigt werden.

Bei ausländischer Herkunft können die Ehegatten ihren künftig zu 
führenden Namen entweder nach dem Recht des Staates, dem einer 
von ihnen angehört, oder – sofern ein Ehegatte seinen gewöhnlichen 
Aufenthalt im Inland hat – nach deutschem Recht wählen.

Info
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Auskunft über weitere Regelungen zur Wahl des Ehenamens 
erteilt das Standesamt am Wohnort oder das Standesamt, 
bei dem die Eheschließung angemeldet wird.

1.3.	 Familienunterhalt und Haushaltsgeld

Der angemessene Familienunterhalt umfasst 
den Bedarf der Eheleute und ihrer Kinder. Dazu 
zählen Kosten für Lebensmittel, Miete, Klei-
dung, Ausstattung des Haushalts, Kosten für die 
persönlichen Bedürfnisse der Ehepartner und 
Kinder (etwa Teilnahme am gesellschaftlichen 
und kulturellen Leben) sowie Geld zur freien Ver-
fügung (Taschengeld). Jeder Ehegatte ist gesetz-
lich verpflichtet, zum Familienunterhalt beizutragen. 
Die Eheleute sind in ihrer Rollenverteilung frei und können 
einzelne Bereiche (Haushaltsführung, Erwerbstätigkeit) nach ihrem 
Belieben aufteilen. Übernimmt jedoch einer die Haushaltsführung, 
gilt dies in der Regel als Beitrag zum Familienunterhalt. Allerdings 
kann auch ein haushaltsführender Ehepartner verpflichtet sein, eine 
Erwerbstätigkeit aufzunehmen – insbesondere, wenn das Familien
einkommen sonst nicht ausreicht.

Wer nicht erwerbstätig ist, hat Anspruch auf ein angemessenes 
Haushaltsgeld für den Familienunterhalt sowie auf ein angemessenes 
Taschengeld. Außergewöhnliche Anschaffungen und Ausgaben sollten 
in der Regel nicht aus dem Haushaltsgeld, sondern aus dem sonstigen 
Einkommen finanziert werden.

Info

Die Eheleute 
sind verpflichtet, durch ihre 

Arbeit und mit ihrem Vermögen 
die Familie angemessen zu 

unterhalten.
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1.4.	 Rechtliche Vertretung

Durch die Eheschließung erhalten Ehepartner nicht auto-
matisch das Recht, sich gegenseitig rechtsgeschäftlich 
zu vertreten.

Auch in der Ehe gelten die allgemeinen gesetzlichen Regelungen zur 
Stellvertretung. Das bedeutet: Ein Ehepartner kann für den anderen 
nur dann rechtsverbindliche Erklärungen abgeben oder entgegen-
nehmen, wenn er eine entsprechende Vollmacht hat. Dies gilt auch 
für Bankgeschäfte – eine Eheschließung führt nicht automatisch zu 
einer gegenseitigen Kontovollmacht.

Anders ist es bei „Geschäften zur Deckung des Lebensbedarfs“, 
etwa für Lebensmittel, Haushaltsgeräte, Bekleidung, Spielzeug für 
die Kinder. In diesen Fällen werden beide Ehepartner berechtigt und 
verpflichtet, unabhängig davon, wer das Geschäft abgeschlossen hat.

1.5.	 Vertretung in Notsituationen

In einer Ehe gibt es leider nicht nur glückliche 
Zeiten. Sie sollten auch daran denken, dass Sie 
infolge eines Unfalls, einer schweren Erkrankung 
oder auch durch Nachlassen der geistigen Kräfte im 
Alter Ihre Angelegenheiten nicht mehr selbst regeln 
können. Wichtig ist: In einem solchen Ernstfall darf Ihr Ehe-
partner Sie bei rechtsverbindlichen Erklärungen oder Entscheidungen 
nicht automatisch und uneingeschränkt vertreten.

Vorsorge-
vollmacht und 

Ehegattennotver-
tretungsrecht
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Ehegatten sind gesetzlich nur dazu befugt, sich für die Dauer von 
längstens sechs Monaten in bestimmten Angelegenheiten der Ge-
sundheitssorge zu vertreten, wenn einer der beiden diese aufgrund 
von Bewusstlosigkeit oder Krankheit rechtlich nicht selbst besorgen 
kann. Dieses zeitlich begrenzte Notvertretungsrecht bezieht sich ins-
besondere auf die Einwilligung in ärztliche Eingriffe und den Abschluss 
von Behandlungsverträgen. Es gilt nicht, wenn eine Vorsorgevollmacht 
für den Bereich der Gesundheitssorge existiert, der kranke Ehegatte 
die Vertretung durch seinen Ehegatten ablehnt oder die Ehegatten 
getrennt leben. In anderen Angelegenheiten (z. B. der Vermögens-
sorge) und über die Dauer von sechs Monaten hinaus dürfen sich auch 
Ehegatten nach dem Gesetz nicht vertreten.
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Uneingeschränkt können Ehepartner für den jeweils anderen nur in 
zwei Fällen entscheiden oder Erklärungen abgeben:

Entweder aufgrund einer rechtsgeschäftlichen Vollmacht oder wenn 
ein Ehegatte zum rechtlichen Betreuer des anderen bestellt ist. Liegt 
keine Vollmacht vor, entscheidet das Gericht über die Bestellung eines 
Betreuers oder einer Betreuerin für denjenigen, der seine Angelegen-
heiten nicht mehr selbst besorgen kann.

Daher sollten Sie sich überlegen, ob Sie und Ihr Ehegatte sich gegen-
seitig – oder einer Vertrauensperson – eine „Vorsorgevollmacht“ ertei-
len. Damit wird eine Person des Vertrauens ermächtigt, im Bedarfsfall 
für Sie zu handeln. Zu beachten ist, dass eine „Generalvollmacht“ nicht 
ohne weiteres alle möglichen Fälle abdeckt. Der oder die Bevollmäch-
tigte kann in risikobehaftete ärztliche Maßnahmen, eine notwendig 
gewordene geschlossene Unterbringung, eine andere freiheitsbe-
schränkende Maßnahme oder eine ärztliche Zwangsbehandlung nur 
einwilligen, wenn die Vollmacht die Einwilligung in diese Maßnahmen 
ausdrücklich umfasst.

Wenn Sie keine Vollmacht erteilen möchten, können Sie auch eine 
„Betreuungsverfügung“ aufsetzen. Darin kann festgelegt werden, wer 
im Bedarfsfall vom Gericht zum Betreuer bestellt werden soll (oder 
gerade nicht) und welche Vorgaben der Betreuer zu beachten hat. Diese 
Vorgaben sind dann regelmäßig für das Gericht und den Betreuer bin-
dend, wenn sie dem Wohl der betroffenen Person nicht zuwiderlaufen.
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Hinsichtlich ärztlicher Behandlungen ist zu bedenken, dass man als 
Patientin oder Patient über ärztliche Maßnahmen nur so lange selbst 
entscheiden kann, wie man noch einwilligungsfähig ist. Ist die Einwil-
ligungsfähigkeit – zum Beispiel bei Bewusstlosigkeit – entfallen, muss 
ein Bevollmächtigter oder ein Betreuer entscheiden. Auch hier kann 
Vorsorge getroffen werden, indem man schriftlich eine sog. „Patien-
tenverfügung“ verfasst, die den eigenen Willen über die Art und Weise 
medizinischer Behandlung möglichst genau dargelegt.

Informationen dazu sowie Vordrucke für die genannten Er-
klärungen erhalten Sie in der Broschüre „Vorsorge für Unfall, 
Krankheit, Alter durch Vollmacht, Betreuungsverfügung und 
Patientenverfügung“ (Verlag C. H. Beck), die im Buchhandel 
käuflich erworben oder kostenlos unter justiz.bayern.de/
Vorsorgebroschuere heruntergeladen werden kann.

Info

http://justiz.bayern.de/Vorsorgebroschuere
http://justiz.bayern.de/Vorsorgebroschuere
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2. DER EHEVERTRAG

In einem Ehevertrag können die gesetzlichen Regelungen zu ver-
mögensrechtlichen Folgen der Ehe, Unterhalt und Altersversorgung 
ganz oder teilweise geändert werden. Der Ehevertrag muss notariell 
beurkundet werden und kann sowohl vor als auch während der Ehe 
abgeschlossen werden.

Die fachkundige Beratung ist wichtig, da im Eherecht oft Fehlvor-
stellungen bestehen. Die Notarin oder der Notar bespricht mit dem 
Ehepaar wichtige Fragen und entwickelt individuelle Lösungen – sei es 
durch einen Ehevertrag, einen (ergänzenden) Erbvertrag oder passende 
Vorsorgevollmachten.

Vor einer Familiengründung ist es besonders wichtig, 
über einen Ehevertrag nachzudenken.

2.1.	 Trennung und Scheidung

Ist die Trennung endgültig, sollte möglichst wenig Streit über die 
Folgen der Scheidung entstehen.

Ein notarieller Ehevertrag oder eine notarielle Scheidungsfolgenver-
einbarung, mit der die Eheleute die Leistungen für Zugewinn, Unter-
halt, Rentenversorgung etc. gemeinsam regeln, kann helfen, eine 
Scheidung einvernehmlich abzuwickeln. Ohne individuelle Vereinbarung 
gelten die gesetzlichen Regelungen zu Zugewinnausgleich, Unterhalt 
und Versorgungsausgleich.
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2.2.	 Zugewinnausgleich

Ein Anspruch auf Zugewinnausgleich kann bestehen, wenn der gesetz-
liche Güterstand endet – sei es durch Scheidung, den Tod eines Ehe-
gatten oder einen Ehevertrag, der einen anderen als den gesetzlichen 
Güterstand festlegt.

Beim Zugewinnausgleich wird – vereinfacht dargestellt – das Vermögen 
beider Eheleute bei Beginn und zum Ende des Güterstandes miteinan-
der verglichen. Der Ehepartner, der während der Ehe mehr Vermögen 
hinzuerworben hat als der andere, muss den Vermögensunterschied 
zur Hälfte ausgleichen. Der Ausgleich erfolgt grundsätzlich in Geld-
zahlung. Die Berechnung der Ansprüche kann im Einzelfall komplex sein 
und eine genaue Prüfung erfordern.

Beim Tod eines Ehegatten erfolgt der Zugewinnausgleich pauschal 
durch Erhöhung des gesetzlichen Erbteils um ein Viertel, unabhängig 
davon, ob die Ehegatten überhaupt einen Zugewinn erzielt haben 
(§ 1371 Absatz 1 BGB).

2.3.	 Versorgungsausgleich

Bei einer Scheidung werden regelmäßig die Anrechte auf eine Alters- 
oder Invaliditätsversorgung, die während der Ehe erworben wurde, geteilt.

Die Anrechte können in verschiedenen Versorgungssystemen entstehen, 
wie etwa der gesetzlichen Rentenversicherung, einer betrieblichen oder 
privaten Altersvorsorge im In- oder Ausland oder der Beamtenversorgung.
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Das Familiengericht führt den Versorgungsausgleich von Amts 
wegen durch, wenn die Eheleute keine abweichende Vereinbarung 
 getroffen haben.

Eheleute können Vereinbarungen über den Versorgungsausgleich 
treffen, insbesondere können sie ihn ganz oder in Bezug auf ein-
zelne Anrechte ausschließen, möglich auch gegen Zahlung eines 
 entsprechenden Abfindungsbetrags.

Einzelheiten sind im Versorgungsausgleichsgesetz geregelt. 
Das Versorgungsausgleichsgesetz sieht dabei den sog. Halb-
teilungsgrundsatz vor. Das heißt, im Versorgungsausgleich 
sind die während der Ehe erworbenen Anteile von Anrechten 
(die sog. Ehezeitanteile) jeweils zur Hälfte zwischen den 
geschiedenen Eheleuten zu teilen.

Solche Vereinbarungen sind nur wirksam, wenn sie notariell beurkundet 
oder im Rahmen eines gerichtlichen Vergleichs getroffen werden. Sie 
können auch in einen Ehevertrag mit aufgenommen werden.

Außerdem müssen solche Vereinbarungen einer sogenannten Inhalts- und 
Ausübungskontrolle durch das Familiengericht standhalten: Das Gericht 
prüft bei entsprechenden Anhaltspunkten, ob die Vereinbarung einen Ehe-
gatten unangemessen benachteiligt. Vor diesem Hintergrund ist es rat-
sam, sich vor der Vereinbarung notariell oder anwaltlich beraten zu lassen.

Info
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2.4.	 Unterhalt

a) Trennungsunterhalt
Leben Ehepartner getrennt, ohne dass die Ehe geschieden ist, 
haben sie Anspruch auf einen angemessenen Unterhalt. Dieser 
Trennungsunterhalt wird bis zu dem Zeitpunkt, an dem die  
Scheidung rechtskräftig wird, gewährt.

Getrennt lebende Eheleute schulden einander grundsätzlich 
Unterhalt.

Der Trennungsunterhalt umfasst – im Gegensatz zum Familienunterhalt 
während des Zusammenlebens – nur den Lebensbedarf des unterhalts-
berechtigten Ehepartners. Der Unterhalt der gemeinsamen Kinder ist 
davon nicht erfasst, da diese einen eigenen Unterhaltsanspruch haben.

Im Grundsatz sollen die Ehegatten in der Trennung finanziell so gestellt 
sein, wie es dem ehelichen Lebensstandard entsprach. Die Höhe eines 
zu leistenden Unterhalts bemisst sich daher nach den Lebensverhält-
nissen und den Erwerbs- und Vermögensverhältnissen des jeweiligen 
Ehegatten. Eine nicht erwerbstätige Person kann grundsätzlich während 
des Getrenntlebens nicht auf die Aufnahme einer Erwerbstätigkeit ver-
wiesen werden. Eine Ausnahme gilt jedoch dann, wenn dies von ihr nach 
ihren persönlichen Verhältnissen, insbesondere wegen einer früheren Er-
werbstätigkeit, unter Berücksichtigung der Dauer der Ehe und nach den 
wirtschaftlichen Verhältnissen beider Eheleute erwartet werden kann.
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b) Unterhalt nach der Scheidung
Nach Scheidung einer Ehe gilt dagegen der Grund-
satz der Eigenverantwortung: Jeder hat prinzipiell 
selbst für seinen Unterhalt zu sorgen. Unter bestimm-
ten Voraussetzungen besteht jedoch ein Anspruch 
auf Unterhalt auch nach der Scheidung: z. B. wegen der 
Kindesbetreuung, bei Krankheit, Alter, Gebrechen, unverschul-
deter Arbeitslosigkeit oder für die Zeit einer Ausbildung, Fortbildung 
oder Umschulung.

Unterhalt wegen Betreuung eines Kindes
Nach der Scheidung hat der Elternteil, der ein gemeinsames Kind 
betreut, grundsätzlich einen Anspruch auf Betreuungsunterhalt für 
mindestens drei Jahre nach der Geburt des Kindes.

Für eine längere Zeit wird Unterhalt wegen der Betreuung eines Kindes 
nur gewährt, solange und soweit dies der Billigkeit entspricht. Aus-
schlaggebend hierfür sind die Belange des Kindes und die bestehenden 
Möglichkeiten der Kinderbetreuung. Für die Dauer des Unterhalts bei 
Betreuung eines Kindes kommt es nicht allein auf das Alter des Kindes 
an. Vielmehr ist jeweils nach den konkreten Umständen des Einzelfalls 
zu entscheiden. Dabei wird die Aufnahme einer Erwerbstätigkeit 
grundsätzlich erwartet, soweit das Kind keiner ständigen persön-
lichen Betreuung mehr bedarf und die Kinderbetreuung während der 
Arbeitszeiten des betreuenden Elternteils gewährleistet ist.

Die Dauer des Unterhaltsanspruchs verlängert sich darüber hinaus, 
wenn dies unter Berücksichtigung der Gestaltung der Kinderbetreuung 
und der Erwerbstätigkeit in der Ehe sowie unter Berücksichtigung der 
Dauer der Ehe der Billigkeit entspricht.

Die 
Unterhalts-

pflicht zwischen 
Eheleuten endet in 
der Regel mit der 

Scheidung.
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Unterhalt wegen Alters, Krankheit oder Gebrechen
Nach der Scheidung kann ein Unterhaltsanspruch gegeben sein, 
wenn eine geschiedene Person im Zeitpunkt der Scheidung oder im 
Anschluss an einen anderen Unterhaltstatbestand wegen ihres Alters, 
Krankheit oder Gebrechen nicht erwerbstätig sein kann.

Eine feste Altersgrenze gibt es für den Unterhalt wegen Alters nicht. 
Grundsätzlich besteht jedoch bis zur Regelaltersgrenze für den Eintritt 
in den Ruhestand eine Erwerbspflicht.
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Unterhalt wegen Erwerbslosigkeit und Aufstockungsunterhalt
Solange und soweit einer der geschiedenen Eheleute keine ange-
messene Erwerbstätigkeit findet oder trotz einer solchen Tätigkeit 
den Unterhalt nicht nachhaltig sichern kann, kann ein Anspruch auf 
nachehelichen Unterhalt bestehen.

Ob eine Erwerbstätigkeit angemessen ist, richtet sich unter anderem 
nach folgenden Faktoren: Ausbildung, Fähigkeiten, frühere Erwerbs-
tätigkeit, Lebensalter und Gesundheitszustand des geschiedenen Ehe-
gatten. Zu berücksichtigen sind auch die ehelichen Verhältnisse und 
dabei insbesondere die Dauer der Ehe sowie die Dauer der Pflege oder 
Erziehung eines gemeinschaftlichen Kindes.

Unter Umständen ist der geschiedene Ehegatte verpflichtet, sich 
ausbilden, fortbilden oder umschulen zu lassen.

Unterhalt für die Zeit der Ausbildung, Fortbildung oder Umschulung
Es kann vorkommen, dass ein geschiedener Ehegatte in Erwartung 
der Ehe oder während der Ehe eine Schulung oder Berufsausbildung 
abgebrochen oder nicht aufgenommen hat. In einem solchen Fall kann 
ein Unterhaltsanspruch während der Zeit der notwendigen Ausbildung, 
der Fortbildung und der Umschulung bestehen, um eine angemessene 
Erwerbstätigkeit zu sichern.

Unterhalt aus Billigkeitsgründen
In besonderen Einzelfällen kann ein Unterhaltsanspruch auch dann 
bestehen, wenn die oben genannten Voraussetzungen nicht erfüllt 
sind, es jedoch grob unbillig wäre, den Unterhalt zu verweigern. Ein 
solcher Unterhaltsanspruch kann etwa bei der Betreuung eines nicht-
gemeinschaftlichen Kindes bestehen, etwa eines Stiefkindes.
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Höhe des Unterhalts und Leistungsfähigkeit
Die Höhe des Unterhalts richtet sich anfangs in der Regel nach den 
ehelichen Lebensverhältnissen, das heißt nach den Einkommens- und 
Vermögensverhältnissen, die den Lebensstandard während der Ehe 
geprägt haben und der Leistungsfähigkeit des Unterhaltsschuldners.

Geht einer der Eheleute, der während der Ehe den Haushalt geführt hat, 
nach der Scheidung erstmals einer Erwerbstätigkeit nach, wird das 
daraus erzielte Einkommen ebenfalls als eheprägend angesehen.

Grundsätzlich wird das Gesamteinkommen, das beide zur Zeit der 
Scheidung erzielten, hälftig zwischen den geschiedenen Eheleuten 
aufgeteilt. Der erwerbstätige Partner erhält allerdings einen Bonus.

Herabsetzung und zeitliche Begrenzung des Unterhalts
Es ist möglich, den Anspruch auf nachehelichen Unterhalt zeitlich und 
in der Höhe zu beschränken. Dabei können Herabsetzung und zeitliche 
Begrenzung des Unterhaltsanspruchs kombiniert werden. Je nach den 
Umständen des Einzelfalls ist es daher möglich, den Unterhaltsanspruch 
nach einer gewissen Zeit herabzusetzen und später ganz auslaufen zu 
lassen. Zugunsten des Unterhaltsberechtigten muss allerdings berück-
sichtigt werden, inwieweit sich die Ehe ungünstig auf seine bzw. ihre 
Erwerbschancen ausgewirkt hat, zum Beispiel deshalb, weil sie oder er 
wegen der Kindererziehung die eigene berufliche Entwicklung hintange-
stellt hat. Je schwerer die ehebedingten Nachteile wirken, desto höher 
sind die Hürden für eine Beschränkung des Unterhalts.
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Um spätere Nachteile beim Unterhalt zu vermeiden, kann ein 
Ehevertrag sinnvoll sein, wenn ein Ehepartner seine Berufs-
tätigkeit ehebedingt oder wegen der Betreuung von Kindern 
aufgibt oder einschränkt. Zudem sollte die Person, die für die 
Familie ihren Beruf aufgibt, Belege über ihr letztes Einkom-
men und ihre Karrierechancen aufbewahren, um im Schei-
dungsfall ehebedingte Nachteile nachweisen zu können.
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3.	EHEN MIT AUSLANDSBEZUG

Von einer Ehe mit Auslandsbezug spricht man, wenn mindestens ein 
Ehepartner eine ausländische Staatsangehörigkeit besitzt. In diesen 
Fällen stellt sich die Frage, ob hinsichtlich der Ehe deutsches Recht 
oder das Recht eines ausländischen Staates zur Anwendung kommt. 
Dies beurteilt sich nach den Regeln des Internationalen Privatrechts.

Die rechtliche Prüfung ist oft schwierig, weil jeder Staat ein eigenes 
Internationales Privatrecht hat. Es ist daher zu empfehlen, anwalt
lichen oder notariellen Rat einzuholen.

Weitergehende Hinweise finden sich auch in der Broschüre des 
Bundesministeriums der Justiz zum Internationalen Privatrecht 
(siehe Anhang) sowie auf der Website des Bundesverbands binationaler 
Familien und Partnerschaften (www.verband-binationaler.de).

http://www.verband-binationaler.de


28

4



29EHERECHT UND EHEVERTRAG · Gleichgeschlechtliche Paare

4. GLEICHGESCHLECHTLICHE PAARE

Seit dem Jahr 2001 hatten Personen, die in einer gleichgeschlechtli-
chen Beziehung leben, die Möglichkeit, miteinander eine  eingetragene 
Lebenspartnerschaft einzugehen. In Bayern wurde die Lebenspartner-
schaft durch Erklärung vor der Standesbeamtin oder dem Standes-
beamten oder vor einer Notarin oder einem Notar begründet. Die 
Lebenspartnerinnen oder Lebenspartner konnten hierbei oder zu 
einem späteren Zeitpunkt einen gemeinsamen Namen (Lebens-
partnerschaftsnamen) bestimmen.

Eine eingegangene Lebenspartnerschaft hat verschiedene rechtliche 
Konsequenzen, zum Beispiel die Pflicht zur gegenseitigen Fürsorge und 
Unterstützung, ein Anspruch auf Unterhalt, Folgen für den Güterstand 
sowie die Erbfolge.

Individuelle Abweichungen von den gesetzlichen Vorschriften  können 
sich gegebenenfalls aus einem notariell beurkundeten Lebenspartner-
schaftsvertrag ergeben. Haben die Lebenspartner oder Lebenspartne-
rinnen keine abweichende Regelung in einem Lebenspartnerschaftsver-
trag getroffen, so gilt für sie der Güterstand der 
Zugewinngemeinschaft.

Die Aufhebung einer Lebenspartnerschaft erfolgt auf Antrag einer 
Lebenspartnerin oder beider Lebenspartnerinnen oder eines oder 
beider Lebenspartner durch richterliche  Entscheidung.
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Seit dem 1. Oktober 2017 können gleichgeschlechtliche 
Paare ebenso wie verschiedengeschlechtliche Paare die Ehe 
schließen.

Eine eingetragene Lebenspartnerschaft kann seit diesem Zeitpunkt 
nicht mehr begründet werden. Bereits eingegangene Lebenspartner-

schaften bleiben aber bestehen. Wenn die Lebenspartnerinnen oder 
Lebenspartner dies möchten, können sie die Lebens-

partnerschaft durch gemeinsame Erklärung vor dem 
Standesbeamten in eine Ehe umwandeln.

Eine eingetragene 
Lebenspartnerschaft kann 

durch gemeinsame Erklärung 
vor dem Standesbeamten 
in eine Ehe umgewandelt 

werden.
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ANHANG

Wichtige Links

Broschüre „Vorsorge für Unfall, Krankheit und Alter“ 
https://www.bestellen.bayern.de/shoplink/04004713.htm

Broschüre „Eltern und ihre Kinder“ 
https://www.bestellen.bayern.de/shoplink/04000607.htm

Broschüre des Bundesministeriums der Justiz zum Internationalen 
Privatrecht: www.bmj.de/SharedDocs/Publikationen/DE/Broschueren/
Internationales_Privatrecht.html

https://www.bestellen.bayern.de/shoplink/04004713.htm
https://www.bestellen.bayern.de/shoplink/04000607.htm
https://www.bmj.de/SharedDocs/Publikationen/DE/Broschueren/Internationales_Privatrecht.html
https://www.bmj.de/SharedDocs/Publikationen/DE/Broschueren/Internationales_Privatrecht.html
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BROSCHÜREN UND 
INFORMATIONSMATERIAL

Das Bayerische Staatsministerium der Justiz gibt 
eine Reihe von Broschüren und Informations
materialien heraus.

Folgende Themenbereiche stehen Ihnen zur Verfügung:

 › Karriere bei der bayerischen Justiz
 › Vorsorge und Betreuung
 › Ehrenamt in der bayerischen Justiz
 › Ehe und Familie
 › Recht im Alltag
 › Vor Gericht

www.justiz.bayern.de/service/
broschueren/

Schauen Sie mal rein!

Außerdem können Sie die Broschüren über das 
zentrale Broschürenportal der Bayerischen 
Staatsregierung anschauen, 
herunterladen und in Papier-
form kostenlos bestellen.

www.bestellen.bayern.de

www.justiz. 
bayern.de

http://www.justiz.bayern.de/service/broschueren/
http://www.justiz.bayern.de/service/broschueren/
http://www.bestellen.bayern.de


Hinweis
Diese Druckschrift wird im Rahmen der Öffentlichkeitsarbeit der Bayerischen Staats-
regierung herausgegeben. Sie darf weder von Parteien noch von Wahlwerbern oder 
Wahlhelfern im Zeitraum von fünf Monaten vor einer Wahl zum Zwecke der Wahlwerbung 
verwendet werden. Dies gilt für Landtags-, Bundestags-, Kommunal- und Europawah-
len. Missbräuchlich ist während dieser Zeit insbesondere die Verteilung auf Wahlver-
anstaltungen, an Informationsständen der Parteien sowie das Einlegen, Aufdrucken und 
Aufkleben parteipolitischer Informationen oder Werbemittel. Untersagt ist gleichfalls die 
Weitergabe an Dritte zum Zwecke der Wahlwerbung. Auch ohne zeitlichen Bezug zu einer 
bevorstehenden Wahl darf die Druckschrift nicht in einer Weise verwendet werden, die 
als Parteinahme der Staatsregierung zugunsten einzelner politischer Gruppen verstanden 
werden könnte. Den Parteien ist es gestattet, die Druckschrift zur Unterrichtung ihrer 
eigenen Mitglieder zu verwenden.

WOLLEN SIE MEHR ÜBER DIE ARBEIT DER BAYERISCHEN 
STAATSREGIERUNG ERFAHREN?

BAYERN | DIREKT ist Ihr direkter Draht zur Bayerischen Staatsregierung. 
Unter Telefon 089 12 22 20 oder per E-Mail unter direkt@bayern.de erhalten 
Sie Informationsmaterial und Broschüren, Auskunft zu aktuellen Themen 
und Internetquellen sowie Hinweise zu Behörden, zuständigen Stellen und 
Ansprechpartnern bei der Bayerischen Staatsregierung.

Die Servicestelle kann keine Rechtsberatung 
in Einzelfällen geben!

mailto:direkt@bayern.de
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